
Wie der Anschnallgurt
Herrmann stellt Maßnahmen zum Datenschutz vor

Angriff aus dem und auf das Internet: Eine Strategie gegen Datendiebe ist notwendig. Bild: crimson/Fotolia

Rohstoffe schonen
Huber zum EU-Vorstoß gegen Plastiktüten

München – Der Bayerische Um-
weltminister Marcel Huber be-
grüßt den aktuellen Vorstoß der 
EU, den Verbrauch von Plastiktü-
ten zu begrenzen: „Plastiktüten 
verbrauchen wertvolle Rohstoffe 
und belasten die Umwelt. Des-
halb hat die EU das richtige Ziel. 
Neue Zwangsmaßnahmen sind 
aber in Deutschland aufgrund 
der hohen Recyclingquoten bei 
Plastiktüten nicht erforderlich. 
Wir müssen die Köpfe der Men-
schen erreichen, nicht nur ihre 
Geldbeutel.“ Ein nachhaltiger 
und schonender Umgang mit 
wertvollen Rohstoffen müsse 

selbstverständlich werden. Das 
reiche vom Energie- und Wasser-
sparen bis hin zum Verzicht auf 
Plastiktüten. Bayerns Ziel sei es, 
wertvolle Rohstoffe weitestmög-
lich zurückzugewinnen und da-
mit den Einsatz neuer Rohstoffe 
zu reduzieren. „Seit 1990 wurde 
die Verwertungsquote von 30 
auf über 70 Prozent gesteigert, 
das heißt über zwei Drittel der 
Abfälle wurden wiederverwertet 
oder zur Energieerzeugung ver-
brannt“, so Huber. Auch aktuelle 
Entwicklungen seien im Blick, 
wie etwa Umweltauswirkungen 
durch kleinste Plastikpartikel. BK

Jeder Ort ist zumutbar
Müller will neue Erstaufnahmeeinrichtung

Zirndorf – Die Zahl der Asylbe-
werber, die nach Bayern gekom-
men sind, hat sich innerhalb des 
letzten Jahres fast verdoppelt 
und wird laut der jüngsten Prog-
nosen des Bundesamtes für Mi-
gration und Flüchtlinge weiter 
ansteigen. „Ich habe mir deshalb 
selbst ein Bild von der momen-
tanen Zugangssituation und den 
Auswirkungen in der Aufnah-
meeinrichtung Zirndorf 
gemacht. Klar ist, wir 
brauchen eine weitere 
Erstaufnahmeeinrich-
tung“, so Bayerns Sozi-
alministerin Emilia Mül-
ler. Darum habe sie sich 
mit Staatsminister Herr-
mann und allen Regierungs-
präsidenten beraten, da letztere 
dafür zuständig sind, Aufnahme-
einrichtungen zu errichten und 
zu betreiben. Sie bat kurzfris-
tig um Vorschläge für mögliche 
Aufnahmeeinrichtungen. Der 
gestiegene Zuzug bedeute aber 

auch, dass der Umzug aus den 
Aufnahmeeinrichtungen ange-
passt werden muss, so Müller. 
Landkreise, kreisfreie Städte so-
wie Bezirksregierungen hätten 
schon sehr große Anstrengungen 
unternommen, um genügend 
Wohnraum für die Asylbewerber 
bereitzustellen. „Die derzeitigen 
Zugangszahlen sind eine ge-
samtgesellschaftliche Herausfor-

derung, bei der wir alle 
an einem Strang ziehen 
müssen“, so die Minis-
terin. Sie wolle auch weg 
von den Essenspaketen 
hin zu Geldleistungen. 
Wegen vertraglichen Ver-
pfl ichtungen sei das aber 

nicht überall sofort möglich. Die 
Asylsozialberatung solle zusätz-
liche Mittel erhalten. Beschwer-
den von Asylbewerbern über 
ländliche Unterkünfte wies sie 
zurück: „Jeder Ort ist zumutbar.“ 
Eine Unterbringung nur in Städ-
ten sei nicht möglich. avd

München – Die Datensicherheit 
nicht nur in Bayern soll ange-
sichts der amerikanisch-briti-
schen Lauschangriffe verbes-
sert werden.

Innenminister Joachim Herr-
mann hat ein dreizehn Punkte 
umfassendes „Maßnahmenkon-
zept für Freiheit, Verantwortung 
und Vertrauen in einer vernetz-
ten Welt“ vorgelegt. Kernele-
mente sind ein internationaler 
Datenschutzkodex der Nach-
richtendienste, eine zügige Um-
setzung der EU-Datenschutzre-
form und Datenschutz in inter-
nationalen Vereinbarungen, eine 
sichere IT-Infrastruktur sowie 
Aufklärung und Datenschutzbil-
dung. „Unser Ziel ist ein sicheres 
Internet und eine sichere globale 
Kommunikation“, so Herrmann. 
„Die digitale Entwicklung muss 
von einem nachhaltigen Sicher-
heitskonzept für mehr Daten-
schutz fl ankiert werden. Denn 
die Bürger müssen auch in einer 

vernetzten Welt auf den Schutz 
ihrer Daten vertrauen können.“

Zur Verwirklichung dieses 
Ziels seien Maßnahmen auf in-
ternationaler, europäischer und 
natio naler Ebene nötig. „Bayern 
ist keine isolierte Insel in der glo-
balen Telekommunikation und 
im Worldwideweb.“ Auf interna-
tionaler Ebene müsse nach ei-
ner gründlichen Aufklärung und 
Analyse der bisherigen Überwa-
chungsmaßnahmen ein interna-
tionaler Datenschutzkodex der 
Nachrichtendienste vereinbart 
werden. „Eckpunkt eines solchen 
Kodex muss zunächst der Ver-
zicht auf das Ausspionieren be-
freundeter Staaten und auf Wirt-
schaftsspionage sein. Auch darf 
es keine anlasslose und allum-
fassende Überwachung durch 
die Nachrichtendienste geben. 
Der Schutz des Kernbereichs der 
privaten Lebensgestaltung muss 
in jedem Fall sichergestellt sein“, 
forderte Herrmann.

Auf EU-Ebene mahnte Innen-

minister Herrmann eine europäi-
sche Gesamtstrategie an. Die EU-
Datenschutzreform sollte um 
eine Sicherheitsstrategie zum 
Schutz der europäischen Tele-
kommunikationsnetze und ein 
Datenschutz-Junktim bei inter-
nationalen EU-Kooperationen 
ergänzt werden. „Jegliche künfti-
ge Kooperation mit Drittstaaten 
muss auch einen ausreichenden 
Datenschutz verankern. Dies gilt 
vor allem, wenn eine Freihan-
delszone angestrebt wird“, so 
der Innenminister.

Auf nationaler Ebene sei es 
erforderlich, die von Bund und 
Ländern entwickelten Cybersi-
cherheitsstrategien wie in Bay-
ern gemeinsam mit Wirtschaft 
und Wissenschaft fortzuentwi-
ckeln. „IT-Sicherheit muss so 
selbstverständlich werden wie 
der Anschnallgurt im Auto“, so 
Herrmann. Ein Schwerpunkt 
müsse auch bei der Aufklärung 
und der Datenschutzbildung ge-
setzt werden. avd/BK

BAYERN-ZAHL
DER WOCHE

42 997
Baugenehmigungen und Ge-
nehmigungsfreistellungsver-
fahren wurden in den ersten 
neun Monaten dieses Jahres 
in Bayern erteilt – ein Plus 
von 12,2 Prozent.

VERSAMMELT

Zum ersten Gruppenfoto ver-
sammelten sich die Vorsitzenden 
der 13 Arbeitskreise der CSU-
Landtagsfraktion (v.l.): Dr. Flori-
an Herrmann (AK Kommunale 
Fragen, Innere Sicherheit, Sport), 
Erwin Huber (AK Wirtschaft und 
Medien, Infrastruktur, Bau und 
Verkehr, Energie und Techno-
logie), Bernhard Seidenath (AK 
Gesundheit und Pfl ege), Dr. Otto 
Hünnerkopf (AK Umwelt und 
Verbraucherschutz), Prof. Dr. Ger-

hard Waschler (AK Bildung und 
Kultus), Ingrid Heckner (AK Fra-
gen des öffentlichen Dienstes), 
Oliver Jörg (AK Wissenschaft und 
Kunst), Sylvia Stierstorfer (AK 
Eingaben und Beschwerden), 
Dr. Franz Rieger (AK Bundes- und 
Europaangelegenheiten, regi-
onale Beziehungen), Petra Gut-

tenberger (AK Verfassung, Recht 
und Parlamentsfragen), Joachim 
Unterländer (AK Arbeit und So-
ziales, Familie und Integration), 
Angelika Schorer (AK Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten), 
Peter Winter (AK Staatshaushalt 
und Finanzfragen) und Jürgen 
W. Heike (Vorsitzender des Par-

lamentarischen 
Kontrollgremi-
ums). Folgende 
acht AK-Vor-
sitzende sind 
zugleich Vorsit-

zende in den entsprechenden 
Ausschüssen des Landtags: 
Winter, Herrmann, Huber, 
Schorer, Unterländer, Heck-
ner, Stierstorfer und Rieger. 
Zugleich stellvertretende Vor-
sitzende der entsprechenden 
Landtagsausschüsse wurden 
folgende fünf AK-Vorsitzende: 
Guttenberger, Jörg, Waschler, 
Hünnerkopf und Seidenath.

Die fünf Beisitzer im neu-
en CSU-Fraktionsvorstand sind 
(Bild unten links; v.l.) Tobias Reiß, 
Hans Herold, Walter Taubeneder, 
Markus Blume und Berthold Rüth.

Unter Franken: Zwei der wich-
tigsten Ämter im Landtag wer-
den von Unterfranken beklei-

det (Bild unten rechts): Land-
tagspräsidentin bleibt Barbara 
Stamm, den Haushaltsausschuss 
leitet künftig der Abgeordnete 
Peter Winter aus dem Stimmkreis 
Aschaffenburg-Ost.

BEAUFTRAGTE

Der Abgeordnete 
Martin Neumey-
er (Bild) wurde 
erneut als Integrationsbeauftrag-
ter vorgeschlagen. Neue Frauen-
beauftragte der Staatsregierung 
ist Emilia Müller kraft Amtes als 
Frauenministerin. Das Auswahl-
verfahren für die Neubesetzung 
des Behindertenbeauftragten 
läuft noch – am 1. Januar soll die 
Entscheidung verkündet wer-
den. Der Abgeordnete Hermann 
Imhof soll neuer Patienten- und 
Pfl egebeauftragter werden, Eu-
ropaministerin Beate Merk das 
neue Mitglied des Ausschusses 
der Regionen der EU.

AUS DER LANDTAGSFRAKTION
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Mehr Ärzte
auf dem Land

München – Gesundheitsministe-
rin Melanie Huml will die Ärzte-
förderung im ländlichen Raum 
ausbauen. Neben Haus- sollen 
dort auch Fachärzte bezuschusst 
werden, insbesondere Kinder-
ärzte: „Wenn wir ein familien-
freundliches Land sein wollen, 
müssen wir vor allem darauf ach-
ten, dass wir bayernweit genü-
gend Kinderärzte haben.“ Huml 
will auch ein besseres Verhältnis 
von Arbeit und Freizeit für die 
Ärzte erreichen und die Wei-
terbildung von Allgemeinme-
dizinern verstärken. „Fast jeder 
dritte Hausarzt in Bayern ist über 
sechzig Jahre alt. Die Fachärzte 
sind zwar im Schnitt etwas jün-
ger als die Hausärzte, aber über 
kurz oder lang werden wir vor ei-
ner ähnlichen Situation stehen“, 
wies Huml auf ein weiteres Pro-
blem hin. Die Staatsregierung 
bezuschusst bereits mit 60 000 
Euro die Übernahme von Arzt-
praxen in ländlichen Gebieten 
mit wenig jungen Ärzten. Helfen 
sollen auch Stipendien von 300 
Euro pro Monat für Medizinstu-
denten, die nach der Ausbildung 
mindestens fünf Jahre auf dem 
Land arbeiten. Zudem werden 
innovative Konzepte wie Ärzte-
häuser mit besonders familien-
freundlichen Arbeitszeitmodel-
len oder Gemeinschaftspraxen 
gefördert. avd

Viel Zuspruch für
Betreuungsgeld

München – Vor 3 Monaten ist das 
Betreuungsgeldgesetz in Kraft 
getreten. Kaum ein Thema hat 
die Familienpolitik der vergan-
genen Legislaturperiode mehr 
beschäftigt. Es wurde viel pole-
misiert. Mittlerweile lässt sich 
absehen, was diejenigen, die es 
angeht, nämlich die Eltern davon 
halten: Laut Bayerns Familien-
ministerin Emilia Müller wurden 
26 208 Eltern in Bayern bisher 
die Antragsformulare zugesandt. 
18 330 Eltern haben Betreuungs-
geld beantragt. „70 Prozent der 
jungen Eltern in Bayern haben 
das Betreuungsgeld beantragt“, 
freute sich Müller. Auch wachse 
die Erkenntnis, dass die Vollzeit-
krippenbetreuung von Einjähri-
gen bei Vollzeiterwerbstätigkeit 
der Eltern nicht allen Kindern 
und jungen Familien gerecht 
wird. Die Vielfalt, in der Familie 
und Erwerbstätigkeit heute ge-
lebt werde, verlange nach Alter-
nativen. „Das Betreuungsgeld 
steht daher nicht zur Dispositi-
on“, so Müller weiter. BK
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